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1. In der Zweiten Republik

Der folgende Beitrag wird das Staat-Kirche-Verhältnis in
Polen schwergewichtig für die Zeit von 1918–1939 und
1945 bis zur Gegenwart behandeln.

Schon kurze Zeit nach dem Wiederaufleben des unab-
hängigen polnischen Staates, der „Zweiten Republik“,
wurden die Arbeiten für die neue Verfassung eingeleitet.
Zur Debatte standen mehrere Entwürfe, die sich vor allem
bezüglich des Verhältnisses des Staates zu den Religions-
gesellschaften, vor allem aber zur Katholischen Kirche, un-
terschieden. Die Verfassung wurde am 17. März 1921 ver-
abschiedet.1 Sie verbürgte allen Bürgern die Gewissens-
und Glaubensfreiheit, sowohl im positiven Sinn (Konfessi-
ons- und Meinungsfreiheit) wie auch im negativen Sinn
(Diskriminierungsverbot). Die Teilnahme der Schüler am
Religionsunterricht einer von den Eltern frei gewählten
Konfession war obligatorisch. Die Religionsfreiheit wurde
vom Staat geschützt; ihre Grenzen fand sie in der „öffent-
lichen Ordnung und öffentlichen Sittlichkeit“. Die Verfas-
sung enthielt die Begriffe „Kirche“ und „religiöser Ver-
band“. Es wurde unterschieden zwischen den gesetzlich
anerkannten und nicht anerkannten religiösen Verbänden.
Die gesetzlich anerkannten hatten das Recht auf freie und
öffentliche Ausübung des Kultus, auf Erwerb und Verwal-
tung beweglicher und unbeweglicher Güter, auf Verwal-
tung von Stiftungen und Fonds, auf freie Regelung und Ver-
waltung innerer Angelegenheiten. Praktisch wurde ihnen
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auch die öffentliche Rechtspersönlichkeit zuerkannt.
Diese fand ihren Ausdruck in dem Recht, Personenstands-
bücher zu führen, Religionsunterricht in den öffentlichen
Schulen zu erteilen, konfessionelle Friedhöfe zu errichten
und zu verwalten, den Staat in der Ausführung kirchenge-
richtlicher Urteile um Hilfe anzugehen. Die gesetzlich
anerkannten Religionsgesellschaften hatten das Recht auf
strafrechtlichen Schutz; ihre Geistlichen werden den staat-
lichen Funktionsträgern gleichgestellt.2

Die gesetzlich nicht anerkannten Religionsgesellschaf-
ten konnten sich auf die jedem Menschen verbürgte Reli-
gionsfreiheit berufen; ihre Arbeit erfolgte nach Maßgabe
des Vereinigungsrechts. Besonders hervorgehoben war in
der Verfassung der Status der Römisch-Katholischem Kir-
che: „Die römisch-katholische Konfession, als Religion
der überwiegenden Mehrheit der Nation, nimmt im Staate
eine Hauptstellung unter gleichberechtigten Konfessionen
ein“ (Art. 116). Das Zusammenspiel von „Hauptstellung“
der Römisch-Katholischen Kirche und der Gleichberechti-
gung aller Konfessionen wurde verschieden interpretiert.
Prinzipiell sah man den Unterschied in der rechtlichen Po-
sition der Katholischen Kirche und anderer Konfessionen
darin, dass die Anrechte der Katholischen Kirche sich aus
deren faktischer Existenz ergaben, wohingegen die anderen
Konfessionen ihre Anrechte der staatlichen Anerkennung
verdankten. Bildhaft kam die hervorgehobene Stellung der
Katholischen Kirche in der Präzedenz ihres Klerus zum
Ausdruck. Existenziell wirkte sie sich im größeren Anteil
an staatlichen Zuwendungen aus.

Im Art. 116 wurde auch deklariert, dass sich die Rö-
misch-Katholische Kirche nach eigenem Recht regiert und
dass das Verhältnis des Staates zur Kirche anhand eines mit
dem Apostolischen Stuhl geschlossenen, vom polnischen
Abgeordnetenhaus, dem Sejm, ratifizierten Vertrages be-
stimmt wird.
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Tatsächlich wurde nach vierjähriger Vorbereitungszeit
das Konkordat am 10. Februar 1925 abgeschlossen; am 27.
März wurde es vom Sejm und am 23. April – nach heftigen,
mit großen Emotionen geführten Diskussionen – vom Se-
nat ratifizieret.3

Der Staat verbürgte der Katholischen Kirche, und zwar
des lateinischen, griechisch-ruthenischen und arme-
nischen Ritus, die volle Religionsfreiheit, freie Ausübung
ihrer spirituellen Macht und ihrer Jurisdiktion, freie Ver-
waltung der kirchlichen Angelegenheiten und des kirchli-
chen Vermögens – nach Maßgabe des göttlichen und kano-
nischen Rechts. Ausdrücklich enthielt die Verfassung das
Recht der Bischöfe, des Klerus und der Gläubigen, direkten
Kontakt mit dem Apostolischen Stuhl anzuknüpfen, wie
auch das Recht der Bischöfe auf freien und direkten Kon-
takt mit dem Klerus und den Gläubigen. Der Staat erklärte
sich bereit, Hilfe zu leisten bei der Durchführung kirchli-
cher Dekrete hinsichtlich der Amtsenthebung von Geist-
lichen, des Verbots des Tragens der geistlichen Tracht und
bei der Erhebung von staatlich anerkannten Abgaben. Den
Geistlichen wurde Rechtsschutz bei der Ausübung ihres
Amtes gewährt; sie wurden, ebenso wie die Ordensleute,
vom militärischen Dienst freigestellt. Die Kirchen, Orato-
rien und Friedhöfe wurden als unantastbar erklärt; schließ-
lich wurde auch das kirchliche Vermögen garantiert. Nicht
ohne Kontroversen und Folgeprobleme war auch der obliga-
torische Religionsunterricht garantiert, der – mit Aus-
nahme der akademischen Einrichtungen – in allen öffent-
lichen Schulen erfolgte, wobei, nur Lehrer zugelassen
waren, die von den Bischöfen approbiert waren (missio ca-
nonica). Gemäß dem Konkordat gab es zum Religions-
unterricht mehrere Ausführungsbestimmungen, die auch
die Lehrkräfte an den theologischen Fakultäten betrafen.4

Die Kirche war frei in der Vergabe von Ämtern; aller-
dings gab es auch Vorbehalte bei der Bestellung zum Pfarr-
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amt, der Berufung von Provinzialoberen in den Ordens-
gemeinschaften und von Diözesanbischöfen, von Militär-
bischöfen und von Koadjutoren mit dem Nachfolgerecht
auf einen Bischofssitz. Zum Pfarrer oder zum Provinzial-
oberen durfte nur ein polnischer Bürger bestellt werden.
Die Anwärter auf das Amt des Pfarrers mussten außerdem
die theologische Ausbildung in einem polnischen oder
päpstlichen Institut erlangt haben. Die Berufung von Aus-
ländern bedurfte des Einverständnisses der polnischen Re-
gierung. Hinsichtlich der Kandidaten für die bischöflichen
Ämter verpflichtete sich der Apostolische Stuhl, den Prä-
sidenten der Republik zu befragen, ob der Staat etwaige Be-
denken gegen die geplante Stellenbesetzung hege. Vor der
Amtsübernahme legten diese Bischöfe vor dem Präsiden-
ten der Republik den Treue-Eid gemäß einer im Konkordat
festgelegten Formel ab. Die kirchlichen Provinzen und Di-
özesen waren im Konkordat festgeschrieben, und der Apos-
tolische Stuhl verpflichtete sich, Veränderungen nur im
Einverständnis mit der Regierung durchzuführen. Es wurde
vereinbart, dass kein Teil des Territoriums des polnischen
Staates von einem außerhalb Polens residierenden Bischof
abhängig sein dürfe.5

Die Besteuerung der kirchlichen juristischen Personen
und der Geistlichen unterschied sich nicht von der Be-
steuerung der Bürger und ihres Vermögens, wie auch ande-
rer juristischer Personen. Steuerfrei waren Gebäude, die für
den religiösen Kultus bestimmt waren, sowie die Priester-
seminare und die geistlichen Häuser der Orden.

Die Einschätzungen des Staat-Kirche-Verhältnisses zwi-
schen 1918 und 1939 sind keineswegs übereinstimmend.
Man kann jedoch feststellen, dass die volle Religionsfrei-
heit garantiert war; die Ansicht, es hätte eine Trennung
von Kirche und Staat gegeben, wäre jedoch übertrieben.
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2. In der „Volksrepublik“

Die „Trennung von Staat und Kirche“ gehörte zu den
Schlagwörtern der sozialistischen Regierung Polens nach
dem Zweiten Weltkrieg. Die Trennung sollte gemäß den
laizistischen, dem liberalen Staatsverständnis geläufigen
Mustern erfolgen, wobei jedoch zusätzlich der Weg zur Ein-
führung neuer, sozialistischer Verhältnisse geöffnet und
die Aktivität der Reaktionäre eingeschränkt werden soll-
ten.6 Zugrunde lag die These vom Absterben der Religion
in den zukünftigen, kommunistischen Verhältnissen, die
frei sein sollte von Entfremdung. „Solange die Menschen
noch religiöse Bedürfnisse haben, muss man deren Erfül-
lung dulden, doch der Prozess des Absterbens ist durch die
Politik des Staates zu beschleunigen.“ So lautete die Ziel-
setzung des kommunistischen Staates.

In dem als Trennung von Kirche und Staat gepriesenen
staatlichen Religionsprogramm ging es eben um diese Be-
schleunigung, wobei die Trennung praktisch in einen Ver-
such des Staates ausartete, die Hoheit über die Kirche zu
gewinnen. Der Staat beanspruchte für sich weitgehende
Kompetenzen. Das hieß: Einflussnahme auf die Besetzung
kirchlicher Ämter und die Errichtung von Pfarreien, Kon-
trolle der „katechetischen Punkte“ (Religionsunterricht,
religiöse Bildung u. a.), staatliche Genehmigung von Pilger-
fahrten und Prozessionen außerhalb des kirchlichen Gelän-
des. Als schmerzlich empfand die Kirche die enormen
Schwierigkeiten und Behinderungen, die ihr staatliche
Stellen bei den Genehmigungen und Ausführungen von
Kirchenbauten und kirchlichen Bauprojekten machten.
Nicht zuletzt wurde versucht, die Kirche in eine finan-
zielle Notlage zu bringen.

Die Haltung des Staates und dessen Schikanen gegen-
über der Kirche änderten sich mit der Zeit. Die religions-
politischen Ideologen sprachen von aufeinanderfolgenden
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Etappen mit zunehmender Repression. Diese Etappen
reichten vom Kampf gegen den „politischen Klerikalis-
mus“ (bis 1956), über die Epoche der vollen Säkularisierung
und Laizisierung der Gesellschaft bei gleichzeitiger Be-
kämpfung der „klerikalen Offensive“ (bis 1970) bis hin zur
Stabilisierung der Neuen Verhältnisse, die für die Zeit nach
1970 vorgesehen waren.7

Am 5. August 1949 wurde ein Dekret über die Gewis-
sens- und Glaubensfreiheit erlassen. Am selben Tage be-
gannen Gespräche zwischen Vertretern des Staates und
der Kirche, die zum Abschluss einer Vereinbarung führen
sollten. Dies schien notwendig, denn inzwischen war eine
kirchenfeindliche Gesetzgebung entwickelt worden, die
vor allem die kirchlichen Vereinigungen und Versammlun-
gen sowie die Auflösung der kirchlichen Caritas und der
katholischen Schulen betraf. Die Vereinbarung wurde am
14. April 1950 unterzeichnet und am folgenden Tag in der
Zeitung des Zentralkomitees „Trybuna Ludu“ veröffent-
licht;8 doch wurde die Vereinbarung nicht als öffentlich-
keitswirksamer Akt verkündet. Fünf Tage nach der Ver-
öffentlichung der Vereinbarung wurde das Amt für
konfessionelle Angelegenheiten ins Leben gerufen, mit
dem Ziel „der Leitung des Verhältnisses des Staates zu
den Konfessionen“, was praktisch die Aufsicht über die
Kirchen und die möglichst wirksame Beeinflussung ihrer
Tätigkeit bedeutete. Die Haltung dieses Amtes gegenüber
der Katholischen Kirche war bis Anfang der 1970er Jahre
von der Voraussetzung getragen, dass die Kirche einer der
Erzfeinde des polnischen sozialistischen Staates sei.

Nach der Krise von 1956 wurden verstärkt Hoffnungen
auf Änderung bzw. Verbesserung des Staat-Kirche-Verhält-
nisses gehegt.9 Tatsächlich wurde am 8. Dezember 1956
eine neue Vereinbarung veröffentlicht. Gemäß dieser Ver-
einbarung wurde das Dekret über die Besetzung der kirch-
lichen Ämter geändert, so dass nunmehr lediglich die Er-
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nennungen der Diözesanbischöfe, der Bischöfe mit Nach-
folgerecht und der Pfarrer der staatlichen Zustimmung be-
durften. Auf Wunsch der Eltern konnte in den Schulen
Religionsunterricht erteilt werden, doch wurde diese Rege-
lung im Jahre 1961 abgeschafft.

Für die im Jahr 1956 getroffenen staatlichen Maßnah-
men kann man lediglich von einer strategischen Mil-
derung, keineswegs aber von einer Änderung der politi-
schen und religionspolitischen Ziele und Haltung der
Partei und des Staates sprechen. In den im Zentralkomitee
der Kommunistischen Partei, der Polnischen Vereinigten
Arbeiterpartei (PVAP), erarbeiteten Instruktionen wurde
der Gegensatz zwischen der Ideologie der Partei und der
„idealistischen Weltanschauung“ hervorgehoben, wobei
die Religion als eine primitive Form des Idealismus be-
zeichnet wurde. Von daher erklärt sich die möglichst weit-
gehende Beschränkung des Wirkens der Kirche im kom-
munistischen Staat. Die größte Krise entbrannte nach dem
Brief der polnischen Bischöfe an ihre deutschen Mitbrüder
vom Dezember 1965, wobei die antideutsche Stimmung in
weiten Teilen des Volkes ausgenutzt wurde. Zur Konfronta-
tion kam es auch bei den von der Kirche eingeleiteten Jahr-
tausendfeierlichkeiten der Christianisierung Polens im
Jahr 1966. Papst Paul VI. wurde die Einreise verweigert,
den Gläubigen die Teilnahme durch verschiedene Schika-
nen erschwert. Der Staat organisierte Gegenveranstaltun-
gen, wobei es sogar zur symbolischen „Verhaftung“ des Bil-
des der Mutter Gottes von Tschenstochau kam.

Nach 1970 wurde mit wachsender Häufigkeit von einer
„Normalisierung“ gesprochen. Allerdings waren die Vor-
stellungen darüber auf beiden Seiten verschieden. Der Kir-
che ging es vor allem um ihre Unabhängigkeit in ihren
inneren Angelegenheiten und um eine ungehinderte Aus-
übung ihrer Sendung in der Nation; dem Staate ging es um
direkte Verhandlungen und Regelungen des Staat-Kirche-
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Verhältnisses mit dem Heiligen Stuhl. Mit der Wahl des
Krakauer Erzbischofs und Kardinals Karol Wojtyła zum
Papst gingen die Hoffnungen des Staates auf eine Lösung
der Staat-Kirche-Frage „über die Köpfe“ der polnischen Bi-
schöfe hinweg zugrunde.

Nach 1980 sollte die Politik des Staates taktisch, realis-
tisch und elastisch geführt werden. Die Arbeiten der „ge-
meinsamen Kommission“ von Staat und Kirche wurden
wieder aufgenommen. Schon im Jahre 1983 waren vier ge-
setzgeberische Maßnahmen ausgearbeitet worden, die aber
nicht an das Parlament weitergeleitet wurden. Erst nach
den Verhandlungen am „runden Tisch“ im April 1989, an
dem bereits die Vertreter der Solidarnos|ÿc|ÿ und der bürger-
lichen Opposition saßen, wurden dem Sejm drei Gesetze
vorgelegt, die am 19. Mai 1989 verabschiedet wurden. Es wa-
ren die Gesetze „Über das Verhältnis des Staates zur Katho-
lischen Kirche in der Volksrepublik Polen“, „Über die Ga-
rantien der Gewissens- und Glaubensfreiheit“ und „Über
die soziale Versicherung des Klerus“.10 Damit kamen die re-
ligionspolitischen Maßnahmen und Zielsetzungen des so-
zialistischen Staates gegenüber der Kirche zum Erliegen. Es
war ein Paradox, dass „die für die Katholische Kirche güns-
tige Gesetzgebung noch von einem kommunistischen Par-
lament, fast am Sterbebett, verabschiedet wurde“.11

3. In der Dritten Republik

Angesichts der Dynamik der Transformationsprozesse und
des politischen und wirtschaftlichen Aufbruchs nach dem
Ende des Kommunismus brauchte Polen ebenso wie auch
die Länder des sogenannten Ostblocks unbedingt eine neue
Verfassung; sie wurde am 2. April 1997 veröffentlicht.12 Die
Vorstellungen über die Form und vor allem den Inhalt der
Verfassungsurkunde gingen weit auseinander. Doch es
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herrschte allgemein Einigkeit darüber, dass das Land die
Verfassung eines demokratischen, pluralistischen Rechts-
staates haben müsse,13 der in die Völkergemeinschaft inte-
griert ist und an der internationalen Zusammenarbeit betei-
ligt sein solle. Entsprechend durften die Vorbereitungen der
Verfassungsurkunde nicht ohne Rücksicht auf die politi-
schen Zustände und die in den europäischen Staaten getrof-
fenen Lösungen vonstatten gehen.

Wohl wurden die Internationalen Pakte der Menschen-
rechte schon von der Volksrepublik Polen ratifiziert,14 doch
die Anbahnung an die europäischen Maßstäbe machte ver-
schiedene Vorkehrungen notwendig, die den Katalog der
Menschenrechte und Grundfreiheiten und deren rechtliche
Umsetzung betrafen. Es setzte sich die „personalistische
Konzeption der Menschenrechte“ durch,15 die im Art. 30 ih-
ren vollen Ausdruck fand: „Die angeborene und unver-
äußerliche Würde des Menschen ist Quelle der Freiheiten
und Rechte des Menschen und des Bürgers. Sie ist unantast-
bar und ihre Achtung und ihr Schutz ist Pflicht der öffent-
lichen Behörden.“ In den Diskussionen über die konstitu-
tionelle Handhabung der Menschenrechte wurden die
europäischen Maßstäbe berücksichtigt. Das bedeutete, dass
man sich vom Prinzip distanzierte, wonach der Wille des
Staates die einzige Quelle und das einzige Kriterium der
Grundrechte und Freiheiten sei. Es wurde Abschied genom-
men vom simplifizierenden Egalitarismus; entsprechend
sollten auch die Rechte der Minderheiten geschützt werden.
Man einigte sich auf fundamentale Richtlinien bezüglich
der Interpretation der in der Verfassungsurkunde enthalte-
nen Menschenrechte und Grundfreiheiten. Das bedeutete
ein Zweifaches: 1. Deren Interpretation durfte nicht zur
Beschränkung von Rechten führen, die dem Individuum
aufgrund des auch Polen bindenden internationalen Rechts
zustehen. 2. Die Verfassungsinterpretation musste im Ein-
klang stehen mit allen den polnischen Staat bindenden, die

291

Polen



Menschenrechte betreffenden Normen des internationalen
Rechts.16

Diese Voraussetzungen finden ihren Widerhall in der
Verfassung, sowohl im ersten allgemeinen Kapitel über
die „Republik“, als auch im zweiten Kapitel, im Abschnitt
über die „persönliche Freiheiten und Rechte“. Die im Art.
25 festgelegten Bestimmungen kann man als Grundnorm
des Staat-Kirche-Verhältnisses bezeichnen. Sie lauten:

„1. Kirchen und sonstige Konfessionsgemeinschaften
sind gleichberechtigt. 2. Die öffentliche Gewalt der Repu-
blik Polen wahrt die Unparteilichkeit gegenüber religiösen,
weltanschaulichen und philosophischen Überzeugungen
und garantiert die Freiheit, diese öffentlich zu äußern. 3.
Die Beziehungen zwischen dem Staat, den Kirchen und an-
deren Glaubensgemeinschaften gestalten sich nach den Re-
geln der Achtung des Selbstbestimmungsrechts, der gegen-
seitigen Unabhängigkeit und des Zusammenwirkens zum
Wohle des Menschen und der Gesellschaft. 4. Die Bezie-
hungen zwischen der Republik Polen, der katholischen
Kirche und sonstigen Glaubensgemeinschaften werden
durch das völkerrechtliche Abkommen mit dem Heiligen
Stuhl und die Gesetze geregelt. 5. Die Beziehungen zwi-
schen der Republik Polen, der katholischen Kirche und
den sonstigen Glaubensgemeinschaften werden durch Ge-
setze geregelt und aufgrund von Abkommen zwischen
dem Ministerrat und den zuständigen Kirchenvertretern
abgeschlossen.“

Im Artikel 53 Abs. 1 des Abschnitts „Persönliche Frei-
heiten und Rechte“ kommt deutlich zum Ausdruck: „Ge-
wissens- und Religionsfreiheit wird jedem gewährleistet“.
In Absatz 2 wird näher festlegt wird, was unter dieser Frei-
heit zu verstehen ist: „Die Religionsfreiheit umfasst die
Freiheit, die Religion eigener Wahl anzunehmen oder zu
bekennen sowie die Freiheit, die eigene Religion individu-
ell oder mit anderen Personen, öffentlich oder privat durch
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Formen der Verehrung, Gebet, Teilnahme an religiösen Ze-
remonien, in Praxis und Lehre auszudrücken. Die Reli-
gionsfreiheit umfasst auch den Besitz von Gotteshäusern
und anderen Kultstätten, ja nach den Bedürfnissen der
Gläubigen, und das Recht des Inanspruchnehmens der reli-
giösen Hilfe dort, unabhängig von ihrem Aufenthaltsort.“
Zur Religionsfreiheit gehört auch das den Eltern garan-
tierte Recht der religiösen, ihren Überzeugungen entspre-
chenden Erziehung der Kinder und auch die Möglichkeit
des Religionsunterrichts in den Schulen, wobei jedoch
nicht die Gewissens- und Religionsfreiheit anderer Per-
sonen verletzt werden darf. Niemand darf zur Teilnahme
oder Nichtteilnahme an religiösen Übungen gezwungen
werden, ebenso wenig wie zur Preisgabe seiner Welt-
anschauung, Konfession oder religiösen Überzeugungen.
Die Freiheit der Äußerung der religiösen Ansichten kann
nur durch ein Gesetz und nur dann beschränkt werden,
wenn es aus Gründen der Sicherheit des Staates, der öffent-
lichen Ordnung, der Gesundheit, der Moral oder der Frei-
heiten und Rechte eines anderen notwendig ist.17 Im Zu-
sammenhang mit der Religionsfreiheit sind noch zu
erwähnen die Bestimmungen der Verfassung über die Frei-
heit der Meinungsäußerung18, die Versammlungs-19 und die
Vereinsfreiheit20, das freie Bildungsrecht21 und das Recht,
von der Militärleistungspflicht aus Gewissensgründen be-
freit zu werden22. Angesichts der Verfassungsbestimmun-
gen kann man sagen, dass der Staat sich „der präpositiven
Existenz“23 der Kirchen bewusst ist: Die katholische Kir-
che und die Kirchen bzw. Religionsgemeinschaften, mit de-
nen er einen Vertrag abgeschlossen hat, werden von ihm
als vorgegebene Größen betrachtet.

Selbstredend sollten die verfassungsrechtlichen Bestim-
mungen des Staat/Kirche-Verhältnisses und der Religions-
freiheit nicht nur verbale Deklarationen sein; vielmehr sol-
len sie konkretisiert und realisiert werden.24 So wurde am
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29. Juli 1993 ein Konkordat unterzeichnet, das am 27. April
1998 in Kraft getreten ist.25 Aufgrund dieser Vereinbarun-
gen wurden elf Gesetze über das Verhältnis des Staates zu
anderen Kirchen bzw. Religionsgemeinschaften erlassen.26

Das Verhältnis Staat und Kirche folgt damit nicht etwa ei-
nem irgendwie vorausgesetzten Koordinationsverhältnis,
sondern gemäß dem rechtsstaatlichen Prinzip der Verfas-
sung,27 das dem Prinzip der korporativen Religionsfreiheit
entsprechend die Identität und das Selbstverständnis der
Kirchen und Religionsgemeinschaften respektiert und ei-
ner koordinierten Rechtsgestaltung den Weg öffnet. Auch
hinsichtlich der Polnischen Verfassung gilt die Feststel-
lung, dass der Staat „in der Verfassung die eigenständige
Existenz der Kirchen und Religionsgemeinschaften aus ei-
genem Recht“ und „das hohe Gut der Religions- und Kir-
chenfreiheit“ anerkennt und damit auch sich selbst als
weltliche Ordnungsmacht Grenzen setzt.28

Auch in Polen fehlt es nicht an Autoren, die sich gegen-
über dem Konkordat, insbesondere den Staatskirchenverträ-
gen im Allgemeinen, unter Berufung auf das Demokratie-
prinzip kritisch äußern.29 Doch scheint dahinter eine Sicht
des Staates zu stehen, der den Anspruch erhebt, der einzige
Repräsentant der Gesellschaft zu sein. Wenn aber die Demo-
kratie „als Ordnung eines freien und offenen Lebensprozes-
ses“ verstanden wird, sind die Verträge eine sachliche Kon-
sequenz der „inneren Selbstbegrenzung“ des Staates, d. h.
seiner Weltlichkeit und Neutralität und „der damit gebo-
tenen strikten Verpflichtung zur Wahrnehmung der Religi-
onsfreiheit und des religionsgemeinschaftlichen Selbst-
bestimmungsrechts“.30 Die Bestimmungen der Polnischen
Verfassung bezüglich der vertraglichen Gestaltung des Staat-
Kirche-Verhältnisses rechtfertigen sich also nicht nur aus
historischen oder pragmatischen Gründen, sondern sie sind
auch ein „förderliches Element einer freiheitlichen Staat-Kir-
che-Ordnung in Demokratie und sozialem Rechtsstaat“.31
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Es ist keine polnische Besonderheit, dass die Beziehun-
gen des Staates zur Katholischen Kirche auf völkerrecht-
lichen Vereinbarungen, mit anderen Kirchen auf der
Grundlage von Verträgen zwischen der Regierung und den
Vertretern der Religionsgemeinschaften geregelt werden.
Durch den unterschiedlichen Charakter dieser Verträge
wird die rechtliche Parität der Kirchen und Religions-
gemeinschaften nicht angetastet.

Das polnische Recht kennt den Begriff „gesetzlich aner-
kannte Kirchen nicht“; es bedient sich des Ausdrucks „Kir-
chen bzw. Konfessionsgemeinschaften mit reguliertem
Rechtsstatus“32. Eine gesetzliche Regelung beinhaltet eine
Anerkennung, zumal diesen Gesetzen beiderseits getroffene
Vereinbarungen vorausgehen. Nach Maßgabe des Gesetzes
über die Garantien der Gewissens- und Konfessionsfreiheit
steht einer Gruppe von mindestens 100 Personen das Recht
zu, die Eintragung einer Religionsgemeinschaft ins Register
des Innenministeriums zu beantragen.33 Das polnische
Recht kennt den Begriff Sekte nicht; der Staat ist nicht zu-
ständig, die Religion, Kirchen und Religionsgemeinschaften
zu definieren. Das Ministerium muss sich also bezüglich
der Beantragung des Status einer Religionsgemeinschaft an
die formellen Bedingungen halten.34 Der Antrag kann abge-
lehnt werden, wenn die öffentliche Sicherheit und Ordnung
sowie die Moral gefährdet sind oder auch, wenn die Grund-
rechte und die Grundfreiheiten anderer bedroht sind. Eine
Religionsgemeinschaft, die „nur“ eingetragen ist, genießt
alle Rechte, die auch den Kirchen und Religionsgemein-
schaften verbürgt sind, mit Ausnahme der Rechte, die ledig-
lich den Religionsgemeinschaften mit reguliertem Rechts-
status zustehen.35 Missbräuchen soll vorgebeugt werden
durch eine Erhöhung der Zahl der Antragsteller von 15 auf
100. Damit ist freilich das Problem von Vereinigungen, die
sich als Religionsgemeinschaften bezeichnen, tatsächlich
aber auf ökonomischen Gewinn ausgerichtet sind, wie
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auch das Problem der Organisationen (bzw. Sekten), deren
Aktivität anarchistisch oder jugendgefährdend ist, nicht ge-
löst. Die damit verbundenen Probleme in Polen decken sich
mit denen in anderen europäischen Ländern,36 und ähnlich
wie dort werden auch in Polen Lösungen angestrebt.37 Die
wichtigste Neuheit, die mit dem Konkordat ins Leben getre-
ten ist, sind die zivilrechtlichen Wirkungen der kano-
nischen Ehe. Nach den Vereinbarungen des Konkordats hat
die in kanonischer Form geschlossene Ehe Wirkungen ge-
mäß den polnischen Gesetzen, wenn 1. staatlicherseits
keine Ehehindernisse entgegenstehen, 2. die Brautleute bei
der Eheschließung übereinstimmend erklären, dass ihre
Ehe solche Wirkungen haben soll, und 3. die Ehe in einer
Frist von fünf Tagen im Register des Standesamtes eingetra-
gen wird (Art. 10). Entsprechende Veränderungen wurden
im polnischen Recht vorgenommen. Die Kompetenzen so-
wohl der Kirche als auch des Staates bleiben dabei unange-
tastet; sie überschneiden sich nicht.38

Erwähnenswert ist auch der Religionsunterricht an öf-
fentlichen Schulen, der nach kontroversen Diskussionen
schon mit dem Schuljahr 1990/91 eingeführt wurde. Er
kam nämlich durch die Instruktion des Ministers für natio-
nale Erziehung zustande, erlangte aber erst durch das Gesetz
über das Bildungssystem vom 7. Juli 1991 Geltung. So findet
in allen öffentlichen Schulen der Religionsunterricht statt.
In den Volksschulen und Gymnasien erfolgt er auf Wunsch
der Eltern; in den nichtgymnasialen Schulen erfolgt er auf
Wunsch der Eltern oder der Schüler. Der Religionsunter-
richt ist als konfessioneller Unterricht konzipiert und wird
nach dem ausschließlich von den jeweiligen Kirchen erar-
beiteten Programm erteilt; die Religionslehrer sind dem
staatlichen und dem kirchlichen Recht verpflichtet. Die an-
fangs geäußerten Befürchtungen hinsichtlich der Diskrimi-
nierung von Schülern, die nicht am Religionsunterricht teil-
nehmen, wurden durch die Praxis entkräftet.
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Freilich sind der Kirche die Errichtung und Unterhal-
tung von Schulen, Bildungs- und Erziehungseinrichtungen
sowie von Hochschulen gestattet. An den staatlichen Uni-
versitäten in Oppeln, Posen, Kattowitz, Allenstein, Thorn
und Stettin sind theologische Fakultäten eingerichtet, wo-
bei die 1994 bzw. 1999 gegründeten Universitäten in Op-
peln und Allenstein von Anfang eine theologische Fakultät
besaßen. An der staatlichen Warschauer Kardinal-Stefan-
Wyszyǹski-Universität bestehen drei Fakultäten, die unter
kirchlicher Aufsicht stehen und über Promotions- und Ha-
bilitationsrechte in Theologie, Kirchenrecht und Philoso-
phie verfügen.39

Selbstverständlich kann die Kirche ungehindert die ka-
tegoriale Seelsorge, also die Seelsorge für bestimmte Per-
sonengruppen, durchführen. Die Militärseelsorge wird
vom Militärbischof, dem sogenannten „Feldbischof“ (er
hat den Rang eines Generals) und von Militärgeistlichen
geleistet. Allen Personen, die in Straf-, Erziehungs- und Re-
sozialisierungseinrichtungen sowie in Krankenhäusern
und Fürsorgeheimen untergebracht sind, wird die Möglich-
keit der Teilnahme an Sonntags- und Feiertagsmessen wie
auch an der Katechese und an Andachten verbürgt. Außer-
dem haben die genannten Personenkreise das Recht, indi-
viduelle religiöse Hilfe in Anspruch zu nehmen, die jedoch
mit dem Ziel des Aufenthaltes in den genannten Anstalten
nicht kollidieren darf.

Die Katholische Kirche in Polen verfügt über ungehin-
derte Wirkungsmöglichkeiten. In den 1990er Jahren wur-
den Befürchtungen geäußert, die Hierarchie wolle einen
katholischen Staat errichten. Ein solcher Verdacht konnte
angesichts der Beteiligung der Hierarchie am öffentlichen
Diskurs aufkommen, wie ein Beispiel anlässlich der Par-
lamentswahlen von 1991 zeigt. Die Kirche veröffentlichte
damals einen Hirtenbrief, der der Frage gewidmet war:
„Welches Polen wollen wir?“ In diesem Schreiben wurde
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den Gläubigen nicht nur die Teilnahme an den Wahlen als
Gewissenspflicht eingeschärft, sondern sie wurden auch
ermahnt, auf diejenige Verfassung zu drängen, die der
christlichen Weltsicht und der Soziallehre der Kirche am
ehesten entspreche. Schon am 16. Juni 1990 bezogen die Bi-
schöfe Stellung zu den „axiologischen Voraussetzungen der
neuen Verfassungsurkunde“. Schließlich wurde am 30.
April 1993 ein Hirtenbrief „über die christlichen Werte im
Leben der Gesellschaft und des Volkes“ verkündet. Die Bi-
schöfe betonten darin die Bedeutung der christlichen Werte
für die Bewahrung der kulturellen und nationalen Identität
des polnischen Volkes und forderten, dass diese Werte auch
im sozialen Leben respektiert und in der öffentlichen
Sphäre beachtet werden. Der Begriff christliche Werte fand
Eingang in die Gesetze über das Bildungssystem vom 7.
September 1991 sowie in das Rundfunk- und Fernsehgesetz
vom 29. Dezember 1992.40

Man muss dabei allerdings feststellen: Die christlichen
Werte werden häufig proklamiert, aber wenig befolgt. Sie
zumeist schlagwortartig von den verschiedenen Gruppie-
rungen und Parteien zur politischen Profilierung instru-
mentalisiert. Diese Institutionen treten gerne als Verteidi-
ger und Verwalter christlicher Werte auf. Doch ihre
Aufgeblasenheit, ihre Streitsucht und ihr lautstarkes und
agitatorisches Werben für „die christlichen Werte“ machen
es der Gesellschaft zumeist schwer, den tieferen Gehalt
christlicher Weltanschauung und Wertvorstellungen zu
verstehen. Trotz lautstarker Beschwörungen von „Moral“
„christlicher Ethik“ und „Werten“ ist die politische Praxis
letztlich doch oft weit von der Moral entfernt.

In der Erklärung der polnischen Bischöfe „Über die Not-
wendigkeit von Dialog und Toleranz unter den Bedingun-
gen des Aufbaus von Demokratie“ vom September 1995
beunruhigte sich der Episkopat wegen des Tones der politi-
schen Diskussionen, in denen vielfach Aggressivität und
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Verachtung erkennbar waren. Wiederholt erinnerten sie da-
ran, dass Politik nicht mit Lüge, Verleumdung und böswil-
ligen Unterstellungen zu betreiben sei. Nur einzelne Bi-
schöfe wagten es, die Adressaten ihrer Ermahnung beim
Namen zu nennen.

Aggressivität und Verwirrung hatten auch in den letzten
Wochen vor der Wahl zum Sejm am 25. September 2005
enorm zugenommen. Die Partei Recht und Gerechtigkeit
(PIS) von Jarosław Kaczyǹski, die aus der Wahl als Sieger
hervorgegangen war und mit der Liga der polnischen Fami-
lien (LPR) und Selbstverteidigung (Sam) bis zum Herbst
2007 eine Koalition bildete, hat die politische, moralische
und historische Erneuerung des Staates in ihr Programm
aufgenommen. Die Realisierung verläuft nach einem
Freund-Feind-Schema, zu dessen Instrumentarium auch
die Lustration, d. h. die Durchleuchtung der Vergangenheit,
gehört. Demgemäß sollen alle geheimen Mitarbeiter des Si-
cherheitsdienstes aufgespürt werden. Ungeachtet der damit
verbundenen Probleme, wie zum Beispiel der Unvollstän-
digkeit der Akten und deren zweifelhafte Glaubwürdigkeit,
der fragwürdigen Definition des Begriffs Mitarbeiter des
Systems (jetzt heißt es personelle Informationsquelle), hat
sich die Katholische Kirche grundsätzlich für die Lustration
ausgesprochen. Doch seit Anfang 2007 mahnen die Bischöfe
zur Zurückhaltung, da immer mehr Geistliche gebrand-
markt werden, oft nur deshalb, weil ihr Name irgendwo in
den Akten erscheint. Nicht selten wurden sie ohne ihr Wis-
sen als Mitarbeiter geführt. Der Fall Wielgus41 scheint nicht
ohne Folgen für das Kirche-Staat-Verhältnis zu bleiben. Das
„Lustrationsgericht hat den Antrag von Stanisław Wielgus
auf Autolustration angenommen, was mit der im Konkordat
und in der Verfassung verbürgten Unabhängigkeit und Au-
tonomie der Kirche nicht zu vereinbaren ist. Erklärte
Freundschaften und offene Bekenntnisse der führenden Po-
litiker müssen sich nicht unbedingt gut auf das Staat-Kir-
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che-Verhältnis auswirken. Freilich kann es dabei seitens des
Staates fast immer nur um personelle Angelegenheiten ge-
hen. An der Ausübung ihrer Sendung wird die Kirche kei-
neswegs gehindert. Grundsätzlich aber hängt das Verhältnis
des Staates zur Kirche nicht von den Veränderungen auf der
politischen Bühne ab.42

Wahrscheinlich werden die Ereignisse, die man als Lus-
trationskrise der Kirche bezeichnen kann, nicht ohne nach-
haltigen Einfluss auf das Verhältnis der Kirche zum Staat
und auf deren Wahrnehmung in der Gesellschaft bleiben.
Es ist daher eine größere Distanz der Kirche zu den politi-
schen Ereignissen und zu den politischen Parteien an-
gebracht, nicht zuletzt auch zu den politischen Gruppierun-
gen, die in der Öffentlichkeit immer wieder die christlichen
Werte beschwören, in Wirklichkeit aber weit hinter den be-
haupteten moralischen Ansprüchen zurückbleiben. Im
Übrigen sollten sich die Bischöfe gegen die ideologische In-
strumentalisierung der Religion in der politischen und par-
teipolitischen Auseinandersetzung stärker zur Wehr setzen.
Sie sollten sich nicht scheuen, Unrecht und Übeltaten beim
Namen zu nennen und zu brandmarken, und zwar auch
dann, wenn sie von Politikern begangen wurden, die als kir-
chenfreundlich gelten.43 Vor allem wird von der Kirche er-
wartet, dass sie deutlich ihren Einsatz für die Respektierung
der Menschenrechte erkennen lässt. Das tat sie in den Zei-
ten des sozialistischen Regimes, das gehört zu ihrer
Sendung – auch in der Demokratie, vor allem dann, wenn
das öffentliche Leben von Verdächtigungen, Verleumdun-
gen und Beleidigungen gekennzeichnet ist. Die Präsenz der
Kirche in der Gesellschaft müsste weniger in die Breite, da-
für aber mehr in die Tiefe gehen: Die ethischen Grundlagen
der Gesellschaft (und folglich auch des Staates) markieren
das Wirkungsfeld der Kirche. Letztlich stehen der Kirche
und dem politischen Katholizismus in Polen44 heute die
gleichen Aufgaben bevor, wie nach der Wende 1989.45
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Angesichts der freien Wirkungsmöglichkeiten kann der
Frage nach dem Einfluss der Verkündigung des christlichen
biblischen Glaubens auf die Geistes- und Lebenshaltung
der Gesellschaft nicht ausgewichen werden. Die Beantwor-
tung dieser Frage muss wohl dahingestellt bleiben.46
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13 Remigiusz Sobański: Der Bürger, die Gesellschaft und der Staat
im Projekt der polnischen Verfassung, in: Iustitia in Caritate. Fest-
gabe für Ernst Rößler, hrsg. von Richard Puza / Andreas Weiss,
Frankfurt a.M. 1997, S. 747–754.
14 Das Internationale Abkommen über wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte vom 16.12.1966, am 3.3.1977 (Dz. U. 1977, N.
38, P. 169). Das Internationale Abkommen über bürgerliche und
politische Rechte vom 16.12.1966, am 13.3.1977 (Dz. U. 1977, N.
38, P. 167). Die Europäische Sozialcharta vom 18.10.1961 wurde
von Polen erst am 20.11.1991 unterschrieben.
15 Suchocka (wie Anm. 12), S. 143.
16 Ebd. S. 144.
17 Art. 53, Abs. 5.
18 Art. 54.
19 Art. 57.
20 Art. 58.
21 Art. 70
22 Art. 85.
23 Hugo Schwendenwei: Österreichisches Staatskirchenrecht, Es-
sen 1992, S. 63.
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46 Vgl. auch Remigiusz Sobański: Die Haltung der katholischen
Kirche in Polen zu Säkularismus und Laizismus in Europa, in: An-
ton Rauscher (Hrsg.): Das Europa der 25, Köln 2006, S. 63–87,
hier: 78. Meine These, dass die Katholische Kirche in Polen bezüg-
lich der mentalen Haltung der Gläubigen vor ganz ähnlichen Auf-
gaben steht, wie die Kirche in anderen europäischen Ländern, wird
auch von ausländischen Beobachtern sowie von einigen pol-
nischen Bischöfen geteilt. Damian Zimoń: Erzbischof von Katto-
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